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Keine Hafturlaube und Ausgänge für
Verwahrte (Mo. 11.3767)

Strafrecht

Die Flucht des in der neuenburgischen Strafanstalt Bellevue verwahrten
Sexualstraftäters Jean-Louis B. im Zuge eines begleiteten Ausgangs am 27.6.2011
provozierte eine Motion Rickli (svp, ZH), die eine Änderung des StGB fordert, nach
welcher Hafturlaube und Ausgänge für alle Verwahrten ausgeschlossen sind. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da Vollzugsöffnungen für die
Erstellung von Prognosen über die Gemeingefährlichkeit von Tätern unerlässlich seien.
Rickli hat zusätzlich zusammen mit dem Sekretariat der SVP-Schweiz einen
Mustervorstoss verfasst, der an die SVP-Fraktion in sämtlichen Kantonsparlamenten
gehen wird. Darin wird die jeweilige Regierung aufgefordert, einen Bericht über die
Zuständigkeiten bei der Gewährung von Ausgängen zu erstellen und Ausgänge im
geschlossenen Vollzug zu streichen. In Reaktion auf den Fall Jean-Louis B. hatte der
Kanton Bern vorläufig sämtliche begleiteten Ausgänge und Urlaube für
Gemeingefährliche gestrichen. 1

MOTION
DATUM: 12.09.2011
NADJA ACKERMANN

Vor dem Hintergrund der beiden Mordfälle überwies der Nationalrat zwei Motionen an
die kleine Kammer. Zum einen handelte es sich um eine Motion Rickli (svp, ZH; Mo.
11.3767), die Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte künftig ausschliessen wollte. Zum
anderen forderte eine Motion Amherd (cvp, VS; Mo. 11.3911), dass gefährliche Straftäter
– und nicht nur Wiederholungstäter – immer in Untersuchungshaft bleiben müssen. 2

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Im Herbst 2013 hatte der Nationalrat eine Motion Rickli (svp, ZH) angenommen, welche
Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte in Zukunft ausschliessen wollte. Der
Ständerat ergänzte den Motionstext auf Antrag seiner Kommissionsmehrheit
dahingehend, dass nur unbegleitete Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte
ausgeschlossen werden sollen. Mit 26 zu 14 Stimmen bei 0 Enthaltungen nahm der
Zweitrat in der Wintersession 2015 die Motion in geänderter Fassung an. 3

MOTION
DATUM: 15.12.2015
KARIN FRICK

Nachdem der Ständerat die Motion dahingehend abgeändert hatte, dass es keine
unbegleiteten Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte mehr geben soll, musste sich
der Nationalrat noch einmal mit Natalie Ricklis (svp, ZH) Anliegen befassen. Die RK-NR
beantragte ihrem Rat mit 12 zu 11 Stimmen die Ablehnung der Motion und schloss sich
damit der Ansicht des Bundesrates an. Während die Minderheit, welche sich für die
Annahme des Vorstosses aussprach, verwahrte Personen als „potenziell sehr gefährlich“
einstufte und die Gesellschaft keinem „vermeidbaren Risiko“ in der Begegnung mit
solchen Personen aussetzen wollte, zweifelte die Mehrheit am sicherheitsfördernden
Charakter der Massnahme. Bundesrätin Simonetta Sommaruga begründete die
Bedenken damit, dass Verwahrte – nicht: lebenslänglich Verwahrte – dereinst entlassen
werden können, wenn sie keine Gefahr mehr für die Öffentlichkeit darstellen. Hierzu sei
ein schrittweiser Vollzug nötig, in dem Sinne, dass sich die verwahrte Person zuerst in
begleiteten, dann in unbegleiteten Ausgängen bewähren müsse, bevor eine bedingte
Freilassung in Frage komme. Es sei nicht einleuchtend, dass es der öffentlichen
Sicherheit dienlich sei, hier den Schritt des unbegleiteten Urlaubs herauszubrechen
und vom begleiteten Ausgang direkt zur bedingten Entlassung überzugehen. Die
Mehrheit der grossen Kammer liess sich von dieser Argumentation jedoch nicht
überzeugen und überwies die Motion mit 100 zu 71 Stimmen bei 10 Enthaltungen an den
Bundesrat. 4

MOTION
DATUM: 14.06.2016
KARIN FRICK
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Transparenz von Gerichtsverfahren

Organisation der Bundesrechtspflege

Die Transparenz von Gerichtsverfahren war im Berichtjahr Gegenstand von
Diskussionen. Im Ständerat löste eine Motion Martin Schmid (fdp, GR) eine Debatte aus.
Der Vorstoss fordert eine Live-Stream-Direktübertragung von öffentlichen
Urteilsberatungen des Bundesgerichtes analog zu den Parlamentsdebatten. Der
Motionär machte geltend, dass die bundesgerichtliche Entscheidfindung nur einem
kleinen Kreis Interessierter vor Ort zugänglich sei. Dies sei unbefriedigend, da eine
vollständige Nachvollziehbarkeit der Urteile mit Hilfe einer nachträglichen Konsultation
der kürzeren schriftlichen Veröffentlichung, die zudem Minderheitsmeinungen in der
Regel nicht beinhalte, nicht möglich sei. Dies führe zu Kritik und schliesslich zu
Misstrauen in die Gerichte. In seiner Stellungnahme amtierte der Bundesrat als
Sprachrohr der Bundesrichter, die einer Übertragung von öffentlichen Beratungen
überaus skeptisch gegenüberstanden. Das geltende Prozessrecht garantiere bereits
Öffentlichkeit und eine Direktübertragung könne die Transparenz kaum steigern. Die
kleine Kammer schenkte diesen Bedenken allerdings kein Gehör und überwies die
Motion mit 34 zu 6 Stimmen an den Nationalrat, der sie im Berichtjahr noch nicht
behandelte. Auch eine Motion Ribaux (fdp, NE), die das Verbot von SMS und Tweets aus
Gerichtssälen vorsieht, stand zur Behandlung im Plenum noch an. 5

MOTION
DATUM: 11.09.2013
MARC BÜHLMANN

Die 2013 vom Ständerat überwiesene Motion Martin Schmid (fdp, GR), die eine Live-
Stream-Übertragung öffentlicher Urteilsberatungen des Bundesgerichtes verlangt
hätte, wurde in der Frühlingssession von der grossen Kammer abgelehnt. Die
Kommission für Rechtsfragen, deren Mehrheit die Motion auch entsprechend der
Empfehlung des Bundesrates ablehnte, machte geltend, dass die Transparenz, die mit
dem Vorstoss gefordert werde, bereits ausreichend vorhanden sei.
Grundsatzentscheide würden digital veröffentlicht und alle Urteile könnten im Internet
abgerufen werden. Eine systematische Internetübertragung von sehr komplexen
Sachverhalten würde eher zu Problemen führen. Der Mediatisierungsdruck könnte etwa
auch die Unabhängigkeit des Gerichtes gefährden. Zudem würden lediglich ein Prozent
aller Urteile überhaupt öffentlich diskutiert. Die Minderheit, angeführt von Daniel
Jositsch (sp, ZH) versuchte vergeblich geltend zu machen, dass das Interesse und das
Vertrauen in die Justiz durch die wenigen Live-Auftritte der Bundesrichter erhöht
werden könnte. Der Nationalrat versenkte die Motion mit 130 zu 38 Stimmen bei 6
Enthaltungen. 6

MOTION
DATUM: 11.03.2014
MARC BÜHLMANN

War 2014 ein Vorstoss für mehr Transparenz von Gerichtsverfahren im Nationalrat
noch abgelehnt worden, verwahrte sich die grosse Kammer in der Sondersession im Mai
auch gegen ein Verbot für die Benutzung von Kommunikationsmitteln während
Gerichtsverhandlungen. Die Motion Ribaux (fdp, NE), aufgrund dessen Wahl in den
Neuenburger Staatsrat in der Zwischenzeit übernommen von Olivier Feller (fdp, VD),
wollte verhindern, dass mittels SMS oder Twitter in Echtzeit Informationen aus dem
Gerichtssaal verbreitet werden, womit die Wahrheitsfindung beeinträchtigt würde, weil
noch anzuhörende Zeugen durch solche Informationen allenfalls beeinflusst werden
könnten. Die grosse Kammer folgte den Erwägungen des Bundesrates, der eine solche
Massnahme als nicht angezeigt beurteilte, weil die meisten Beweise bereits im
Vorverfahren erhoben würden und die Information auch ohne Kommunikationsmittel
beispielsweise in Verhandlungspausen geschehen könnte: Mit 131 zu 50 Stimmen bei 5
Enthaltungen wurde die Motion abgelehnt. 7

MOTION
DATUM: 05.05.2015
MARC BÜHLMANN
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Opferschutz (Pa.Iv. 09.430 und Mo. 12.4077)

Strafrecht

Eine weitere Möglichkeit, den Opferschutz zu verbessern, besteht darin, dass Opfer
oder Angehörige auf Gesuch hin über die Flucht, die Freilassung oder den Hafturlaub
von Straftätern informiert werden. Dies war durch eine parlamentarische Initiative
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) (09.430) gefordert worden. Der Bundesrat hatte 2012
einen Entwurf in die Vernehmlassung gegeben. Einen besseren Opferschutz im
weitesten Sinn hatte auch eine von beiden Kammern überwiesene Motion der FDP-
Liberalen-Fraktion (12.4077) zum Ziel. Der 2012 eingereichte Vorstoss beabsichtigte die
Strafprozessordnung dahingehend zu ändern, dass eine beschuldigte Person auch ohne
effektiven Rückfall in Untersuchungs- oder Sicherheitshaft gehalten werden kann. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Anliegens, welches er im Rahmen einer
umfassenden Revision der Strafprozessordnung behandeln will. 8

MOTION
DATUM: 11.09.2013
NADJA ACKERMANN

Mit 166 zu 8 Stimmen bei 9 Enthaltungen hiess der Nationalrat einen Entwurf zu einem
Bundesgesetz über das Informationsrecht des Opfers gut. Die Vorlage, die im
Anschluss an die parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer erarbeitet wurde,
sieht vor, dass Opfer von Straftaten, deren Angehörige sowie Dritte mit schutzwürdigem
Interesse auf schriftliches Gesuch hin auch nach dem Abschluss des Strafverfahrens
über den Straf- und Massnahmenvollzug und wesentliche Haftentscheide informiert
werden. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Stärkung der Interessen des Verurteilten
sowie eine Einschränkung des Kreises der Informationsberechtigten wurden von der
grossen Kammer abgelehnt. Der Ständerat folgte dem Nationalrat bezüglich der
Informationsberechtigten. Hingegen sprach er sich für den Vorschlag des Bundesrates
aus, dass die Information verweigert werden kann, wenn berechtigte Interessen des
Verurteilten betroffen sind. An dieser Streitfrage entzündete sich eine
Differenzdebatte, in welcher der Nationalrat zunächst an der Formulierung seiner
Kommission festhielt, wonach eine Informationsverweigerung nur bei ernsthafter
Gefahr des Verurteilten zulässig sei. Nachdem der Ständerat jedoch ebenfalls auf seiner
Position verharrte, lenkte die grosse Kammer auf den Kompromissvorschlag ein, dass
nur bei berechtigten Interessen des Verurteilten die Informationsausgabe verweigert
werden kann. So konnte die Gesetzesrevision im Nationalrat einstimmig und im
Ständerat mit 44 zu 1 Stimmen verabschiedet werden. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.05.2014
NADJA ACKERMANN

Untersuchungshaft und
Beschwerdemöglichkeit gegen
Haftrichterentscheide (Mo. 11.3911 und
11.3945)

Strafrecht

Um seinem Wunsch nach verstärktem Opferschutz Nachdruck zu verleihen, überwies
der Nationalrat zwei ähnlich gelagerte Motionen an den Ständerat. Zum einen handelte
es sich um eine Motion Amherd (cvp, VS) (11.3911), die dasselbe forderte wie die Motion
der FDP-Fraktion. Zum anderen wollte eine Motion Tschümperlin (sp, SZ) (11.3945), dass
den Opfern von Straftaten eine Beschwerdemöglichkeit gegen Haftrichterentscheide
eingeräumt wird, wenn Wiederholungs- und Ausführungsgefahr Gründe für die
Untersuchungshaft sind. Der Bundesrat sah keine Notwendigkeit für die beiden
Anliegen, weil zum einen laut Rechtsprechung des Bundesgerichts eine
Untersuchungshaft auch ohne Vorliegen früherer Straftaten möglich sei und zum
anderen die genannte Motion der FDP das Problem bereits abdecke. 10

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN
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Der Ständerat beauftragte den Bundesrat in Überweisung einer Motion Amherd (cvp, VS)
mit der Ergänzung der neuen Strafprozessordnung, nach der gefährliche Straftäter bei
Wiederholungsgefahr immer in Untersuchungshaft bleiben sollten. Während der
aktuelle Gesetzeswortlaut dafür verlangt, dass bereits früher eine ähnliche Tat verübt
wurde, erfüllt die gefestigte Rechtsprechungspraxis des Bundesgerichts jedoch bereits
das Anliegen der Motion. Diese Diskrepanz zwischen dem Wortlaut des Gesetzes und
der Rechtsprechung soll behoben werden. Die Kommissionen waren zuvor mit dem
Bundesrat einig gegangen, dass eine Revision der jungen Strafprozessordnung erst
2016, fünf Jahre nach dem Inkrafttreten, in Angriff genommen werden sollte. 11

MOTION
DATUM: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Gegensatz zum Nationalrat wollte der Ständerat den Opfern von Straftaten im Falle
von mit Wiederholungs- oder Ausführungsgefahr begründeter Untersuchungshaft keine
Beschwerdemöglichkeit gegen Haftrichterentscheide einräumen. Eine Motion
Tschümperlin (sp, SZ) wurde mit dem Argument, dass es sich bei der Strafverfolgung
und Bestrafung klar um Staatsaufgaben handle und keine Schutzpflichten auf die Opfer
übertragen werden sollten, abgelehnt. 12

MOTION
DATUM: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN

Übernahme der Verfahrenskosten und
Beteiligung an den Haftkosten durch
Personen, die in der Schweiz keine Steuern
zahlen (Pa.Iv. 12.440)

Strafrecht

Um das Verursacherprinzip im Strafvollzug durchzusetzen, forderte eine
parlamentarische Initiative Amaudruz (svp, GE), dass ausländische Delinquenten, die in
der Schweiz keine Steuern zahlen, selbst für die Verfahrenskosten aufkommen und sich
an den Haftkosten beteiligen müssen. Sollten sie den Betrag nicht selber aufbringen
können, würde der Wert durch gemeinnützige Arbeit abgegolten werden müssen. Die
Mehrheit des Nationalrates sah hingegen keinen Handlungsbedarf und lehnte die
Initiative, die zudem in den Kompetenzbereich der Kantone eingreifen würde, mit 127
zu 60 Stimmen ab. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2013
NADJA ACKERMANN

Strafverfahren. Entlastung des
Zwangsmassnahmengerichtes (Pa.Iv. 12.465)

Strafrecht

Um das 2011 geschaffene Zwangsmassnahmengericht zu entlasten, forderte eine
parlamentarische Initiative Poggia (mcg, GE), dass der von der Staatsanwaltschaft
erlassene Strafbefehl für eine unbedingte Freiheitsstrafe der Anordnung einer
einmonatigen Untersuchungshaft gleichkomme. Nach der geltenden Regelung steht es
der Staatsanwaltschaft nicht zu, selbst eine Untersuchungshaft anzuordnen. Der
Nationalrat wollte die Untersuchungshaft aber auch weiterhin von dem Strafbefehl
getrennt wissen und lehnte daher das Begehren mit 126 zu 58 Stimmen ab. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2013
NADJA ACKERMANN

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 5



Strafuntersuchungen gegen Personen, die
selbst Mitglied einer Strafverfolgungsbehörde
sind. Gewährleistung der Unabhängigkeit
(Pa.Iv. 12.498)

Strafrecht

Keine Folge geben wollte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Sommaruga
(sp, GE), welche durch eine Erweiterung der Strafprozessordnung die Unabhängigkeit
der Staatsanwaltschaft bei Untersuchungen gegen Mitglieder von
Strafverfolgungsbehörden garantieren wollte. Der Nationalrat folgte mit 120 zu 56
Stimmen aus der SP und Grünen bei einer Enthaltung dem ablehnenden Antrag seiner
vorberatenden Kommission. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2014
NADJA ACKERMANN

Anpassung der Strafprozessordnung (Mo.
14.3383)

Strafrecht

Mit der Überweisung einer Motion der ständerätlichen Kommission für Rechtsfragen
beauftragte die kleine Kammer den Bundesrat, dem Parlament bis Ende 2018 einen
Bericht über die Praxistauglichkeit der aktuellen Strafprozessordnung vorzulegen. 16

MOTION
DATUM: 22.09.2014
NADJA ACKERMANN

Die 2014 vom Ständerat überwiesene Motion seiner Rechtskommission über die
Prüfung der geltenden Strafprozessordnung auf ihre Praxistauglichkeit wurde in der
Frühjahrssession 2015 auch vom Nationalrat diskussionslos angenommen. Der
Bundesrat muss dem Parlament bis Ende 2018 die erforderlichen Gesetzesanpassungen
beantragen. 17

MOTION
DATUM: 11.03.2015
KARIN FRICK

Vereinfachung des Abwesenheitsverfahrens
(Pa.Iv. 13.427)

Strafrecht

Im Sinne einer effizienten, rasch urteilenden und kostengünstigen Justiz soll bei
Nichterscheinen der beschuldigten Person sofort eine Verhandlung in ihrer
Abwesenheit durchgeführt und damit von einer zweiten Vorladung abgesehen werden
können. Dies verlangte eine parlamentarische Initiative Schneider Schüttel (sp, FR), die
von der nationalrätlichen Kommission angenommen worden war. Da der Ständerat sie
jedoch ablehnte, hatte der Nationalrat erneut darüber zu befinden. In der Debatte
unterlag dann eine Minderheit aus FDP und SVP, die keine punktuellen Änderungen der
Strafprozessordnung unternehmen, sondern die Fragen im Rahmen einer umfassenden
Revision des erst jungen Gesetzes erörtern wollte, mit 80 zu 100 Stimmen bei 1
Enthaltung. Der Nationalrat gab der parlamentarischen Initiative damit Folge. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2014
NADJA ACKERMANN

Nachdem der Nationalrat in der Wintersession 2014 einer parlamentarischen Initiative
Schneider Schüttel (sp, FR) zur Vereinfachung des Abwesenheitsverfahrens Folge
gegeben hatte, befasste sich in der Frühjahrssession 2015 der Ständerat mit dem
Geschäft. Seine Rechtskommission beantragte dem Ständerat einstimmig, der Initiative
keine Folge zu geben. Sie war der Ansicht, dass es besser sei, alle notwendigen
Änderungen der Strafprozessordnung koordiniert in einer Revision dieses Gesetzes
erfolgen zu lassen. Zu diesem Zweck hat die RK-SR bereits eine Motion eingereicht,
welche den gesamten Revisionsbedarf der Strafprozessordnung aufdecken soll. Das
Vorgehen über die Motion wurde als sinnvoller erachtet, weshalb der Ständerat dem
Antrag seiner Kommission folgte und der parlamentarischen Initiative keine Folge gab. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2015
KARIN FRICK
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Stärkung unmittelbarer Beweisabnahme im
Strafprozess (Pa.Iv. 12.494)

Strafrecht

Das Unmittelbarkeitsprinzip im Strafverfahren wird nicht gestärkt. Der Nationalrat gab
in der Wintersession einer entsprechenden parlamentarischen Initiative Jositsch (sp,
ZH) mit 103 zu 75 Stimmen keine Folge. Der Initiant hatte verlangt, dass bei schweren
Fällen die wichtigsten Beweise nicht im Untersuchungsverfahren, sondern in der
Hauptverhandlung abgenommen würden. Die grosse Kammer entschied sich jedoch mit
Blick auf die anstehende Revision der Strafprozessordnung, Zurückhaltung zu üben. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
NADJA ACKERMANN

Verrechnung der Gerichtskosten mit den
Genugtuungsansprüchen aufgrund
rechtswidriger Zwangsmassnahmen (Pa.Iv.
13.466)

Strafrecht

Wenn gegenüber einer beschuldigten Person im Strafprozess rechtswidrige
Zwangsmassnahmen angewandt wurden, hat diese Person gemäss geltender
Strafprozessordnung Anspruch auf Genugtuung. Eine solche rechtswidrige
Zwangsmassnahme kann beispielsweise darin bestehen, dass die Dauer der
Untersuchungshaft länger war als die schliesslich verhängte Strafe. Falls der Staat einer
verurteilten Person eine solche Entschädigung zahlen muss, stellt sich die Frage, ob
diese Genugtuung mit den Gerichtskosten, welche der verurteilten Person auferlegt
werden, verrechnet werden kann oder nicht. Mit einer parlamentarischen Initiative
wollte die RK-NR den unklaren Wortlaut von Art. 442 Abs. 4 StPO ändern, „um die
widersinnige Situation auszuschliessen, dass der Staat einer verurteilten Person erst
eine Entschädigung bezahlen muss und danach Schritte einleiten muss, um die eben
dieser Person auferlegten Gerichtskosten einzufordern“, so die Begründung des
Vorstosses. Die Schwesterkommission (RK-SR) betonte jedoch, dass solche
Entschädigungszahlungen nur bei sehr problematischen Haftbedingungen ein Thema
seien und es in diesen Fällen wichtig sei, dass die geschädigte Person tatsächlich eine
Genugtuung erhalte, und sprach sich mit 5 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen gegen die
Initiative aus. Die RK-NR wollte im Sinne der Prozessökonomie am Vorstoss festhalten
und argumentierte, die Umsetzung der Initiative könne im Rahmen der ohnehin
anstehenden StPO-Revision (als Folge der Überprüfung der StPO auf ihre
Praxistauglichkeit) erfolgen. In der Herbstsession 2015 liess sich der Nationalrat von der
Argumentation seiner Kommission mehrheitlich überzeugen und gab der Initiative mit
130 zu 53 Stimmen Folge. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2015
KARIN FRICK

Im Januar 2016 gab auch die RK-SR einer parlamentarischen Initiative ihrer
Schwesterkommission Folge, die die Strafprozessordnung dahingehend ändern wollte,
dass Genugtuungsansprüche aufgrund rechtswidriger Zwangsmassnahmen mit den
Gerichtskosten verrechnet werden können. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.01.2016
KARIN FRICK

Nachdem das Anliegen im Rahmen der Revision der Strafprozessordnung diskutiert und
verworfen worden war, zog die RK-NR ihre parlamentarische Initiative zur Verrechnung
von Genugtuungsansprüchen mit den Gerichtskosten im Juni 2022 zurück. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2022
KARIN FRICK
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Recht auf Teilnahme am Beweisverfahren (Po.
15.3502)

Strafrecht

In der Wintersession 2015 nahm der Nationalrat diskussionslos ein Postulat seiner
Rechtskommission an, welches den Bundesrat auffordert, im Rahmen der
Praxistauglichkeitsprüfung der geltenden Strafprozessordnung auch die kantonalen
Praktiken der kontradiktorischen Beweisaufnahme zu untersuchen. Die bekannte
Problematik besteht im Recht auf Teilnahme am Beweisverfahren, welches die
geltende Strafprozessordnung uneingeschränkt bereits zu Beginn des Verfahrens
gewährt. In Verfahren mit mehreren Mitbeschuldigten stellen die getrennten
Einvernahmen der einzelnen Beteiligten ein zentrales Element für die Wahrheitsfindung
dar. Gemäss der aktuellen Regelung können die beschuldigten Personen an den
Einvernahmen der jeweils anderen anwesend sein und so ihre Aussagen aufeinander
abstimmen, was die Wahrheitsfindung erheblich erschwert. Allfällig erforderliche
Änderungen am entsprechenden Artikel 157 StPO wird der Bundesrat dem Parlament bis
Ende 2018 unterbreiten. Mit diesem Postulat wird dem zuvor in einer
parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG; Pa.Iv. 14.462) und einer Motion Kuprecht
(svp, SZ; Mo. 15.3055) erfolglos vorgebrachten Anliegen Rechnung getragen. 24

POSTULAT
DATUM: 10.12.2015
KARIN FRICK

Parlamentarische Initiativen zur Anpassung
der Strafprozessordnung (Pa.Iv. 12.463,
12.492, 12.495 und 12.497)

Strafrecht

Die geltende Rechtslage lässt Angehörige von Opfern, die durch eine Straftat ums Leben
gekommen sind, nur dann als Privatkläger auftreten, wenn sie Zivilklage gegen die
beschuldigte Person erheben. Kann gegen die beschuldigte Person keine Zivilklage
erhoben werden, beispielsweise gegen medizinisches Personal öffentlicher Spitäler,
können die Angehörigen der verstorbenen Person keine unmittelbare Verletzung ihrer
eigenen geistigen, körperlichen oder sexuellen Integrität geltend machen (Pa.Iv. 12.463).
Auch bei einem überlebenden Opfer sei nicht klar, ob dieses im Prozess als Partei
auftreten könne, selbst wenn es gegen die beschuldigte Person keine zivilrechtlichen
Ansprüche geltend machen kann (Pa.Iv. 12.492). Zur Beseitigung dieser Ungleichheiten
und Unklarheiten betreffend die Privatklägerschaft im Strafprozess hatte Mauro Poggia
(mcg, GE) im Jahr 2012 zwei parlamentarische Initiativen zu entsprechenden
Anpassungen der Strafprozessordnung eingereicht.

Auch Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte mit zwei im gleichen Jahr eingereichten
parlamentarischen Initiativen die Strafprozessordung ändern. Zum einen soll die Gefahr
einer Wiederholungstat auch bei Ersttätern und nicht wie bisher nur bei
Wiederholungstätern als Haftgrund vorgesehen werden (Pa.Iv. 12.495), zum anderen soll
bei Haft- und Haftentlassungsentscheiden nicht nur der verhafteten Person, sondern
auch der Staatsanwaltschaft ein Beschwerderecht zukommen (Pa.Iv. 12.497).

Allen vier Initiativen wurde von den Rechtskommissionen beider Räte Folge gegeben.
Der Nationalrat verlängerte im Frühling 2016 auf Antrag seiner Kommission die Frist zur
Ausarbeitung eines Erlassentwurfs bis zur Frühjahrssession 2018. Bei Anpassungen der
Strafprozessordnung will man vorerst Zurückhaltung üben, bis der Bundesrat dem
Parlament bis spätestens Ende 2018 ohnehin einen Revisionsentwurf zur
Strafprozessordnung vorgelegt haben wird. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2016
KARIN FRICK

Um den Vorschlägen des Bundesrates zur Anpassung der Strafprozessordnung nicht
vorzugreifen – diese sollten Anfang 2019 dem Parlament vorgelegt werden –, verlängerte
der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission die Frist für die vier
parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.Iv. 12.463 und Pa.Iv. 12.492) und
Jositsch (sp, ZH; Pa.Iv. 12.495 und Pa.Iv. 12.497) um weitere zwei Jahre bis zur
Wintersession 2020. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2018
KARIN FRICK
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Die mittels vier parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.Iv. 12.463, 12.492) und
Jositsch (sp, ZH; Pa.Iv. 12.495, 12.497) geforderten Anpassungen der
Strafprozessordnung wurden von der RK-NR im Rahmen der laufenden StPO-Revision
diskutiert. Dabei nahm sie die Forderungen nach der Möglichkeit zur
Untersuchungshaft bei qualifizierter Wiederholungsgefahr (Pa.Iv. 12.495) sowie nach
der Ausweitung der Beschwerdeberechtigung bei Haftentscheiden auf die
Staatsanwaltschaft (Pa.Iv. 12.497) in die StPO-Revision auf. Bei den anderen beiden
Anliegen betreffend die Privatklägerschaft im Strafprozess (Pa.Iv. 12.463) und die
Zulassung zum Bundesgericht (Pa.Iv. 12.492) sah sie keinen Handlungsbedarf. Nach ihrer
intensiven Auseinandersetzung mit der Thematik beantragte die RK-NR ihrem Rat, die
vier parlamentarischen Initiativen abzuschreiben, was dieser in der Frühjahrssession
2021 stillschweigend tat. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2021
KARIN FRICK

Einführung einer Kronzeugenregelung (Mo.
16.3735 und 17.3264)

Strafrecht

Die Einführung einer Kronzeugenregelung im Schweizer Strafrecht war das Ziel einer
Motion Janiak (sp, BL), mit welcher sich der Ständerat im Dezember 2016 befasste.
Janiak war mit dem Vorstoss dem von der Bundesanwaltschaft in ihrem
Tätigkeitsbericht 2015 geäusserten Wunsch nachgekommen, der Gesetzgeber möge
sich mit der Idee einer Kronzeugenregelung für die Schweiz auseinandersetzen. Das
Schweizer Strafgesetzbuch kennt heute für den Straftatbestand der kriminellen
Organisation die sogenannte kleine Kronzeugenregelung. Dies bedeutet, dass das
Gericht Mitgliedern krimineller Organisationen für ihre Kooperation mit den
Strafverfolgungsbehörden eine Strafmilderung nach freiem Ermessen zusprechen kann.
Für Personen, die durch ihre Mitwirkung in einem Strafverfahren gefährdet sind, sind
ausserdem Zeugenschutzprogramme im Sinne des Bundesgesetzes über den
ausserprozessualen Zeugenschutz vorgesehen. Die bestehenden Instrumente der
Strafverfolgung reichten nach Ansicht des Motionärs für die wirksame Bekämpfung von
mafiösen und terroristischen Organisationen aber nicht aus, was sich zuletzt auch bei
den Thurgauer Mafia-Fällen gezeigt habe. Darüber hinaus sei der Dienst ÜPF auch mit
dem revidierten BÜPF nur sehr eingeschränkt in der Lage, die Kommunikation von
kriminellen Organisationen zu überwachen, da sich diese verschlüsselter
Kommunikationsmittel bedienten, die so sicher seien, dass selbst der Anbieter die
übermittelten Informationen nicht entschlüsseln könne. Der Kronzeuge habe als Insider
jedoch das notwendige Wissen, um solche intransparenten Strukturen aufzubrechen,
und sei daher ein unabdingbares Mittel zur Bekämpfung krimineller und terroristischer
Organisationen, argumentierte der Motionär. Sein Parteikollege Daniel Jositsch (sp, ZH)
betonte hingegen die Fehleranfälligkeit von Kronzeugenaussagen und äusserte
rechtsstaatliche Bedenken. In der offenen Formulierung der Motion – sie schlägt keine
konkreten Massnahmen vor – sah die Ständekammer jedoch auch eine Chance, die
Vorteile und Probleme einer solchen Regelung eingehend zu diskutieren. Aus diesem
Grund nahm sie die Motion entgegen der bundesrätlichen Empfehlung mit 23 zu 11
Stimmen bei 4 Enthaltungen an. 28

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK

Nachdem der Ständerat die Motion Janiak (sp, BL) zur Einführung einer
Kronzeugenregelung Ende 2016 angenommen hatte, befasste sich die
Rechtskommission des Nationalrates mit der Thematik und führte eine sorgfältige
Abwägung im Interessenkonflikt zwischen effizienter Strafverfolgung und der Wahrung
rechtsstaatlicher Prinzipien, insbesondere des Rechtsgleichheitsgebots, durch. Als
klarer Vorteil einer Kronzeugenregelung nannte sie die Möglichkeit, mithilfe von
Insiderwissen ganze Verbrechensstrukturen zu zerschlagen. Geständige Täter könnten
eher zur Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden bewegt werden, wenn ihnen
die Belohnung für ihre Kooperation in Form von Strafmilderung oder Straffreiheit
bereits in einem frühen Verfahrensstadium zugesichert werden könnte und nicht erst
nachträglich vor Gericht. Die Kehrseite dieser Medaille sei jedoch, dass dadurch ein
Anreiz zu interessant klingenden Falschaussagen geboten werde, um einen möglichst
guten „Deal“ mit den Strafverfolgungsbehörden zu erreichen. Wenn die
Strafverfolgungsbehörde eine Strafmilderung oder Straffreiheit zuspricht, muss sich
das Gericht daran halten, was das Gericht in seinem Ermessensspielraum einschränkt
und eventuell sogar eine rechtsgleiche Bestrafung von vergleichbaren Sachverhalten

MOTION
DATUM: 31.05.2017
KARIN FRICK
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verhindern kann. Die Mehrheit der RK-NR gewichtete die möglichen Vorteile in der
Strafverfolgung jedoch höher als die Einwände und beantragte die Motion zur Annahme.
Gleichzeitig reichte sie eine Kommissionsmotion (17.3264) ein mit der Forderung, die
heute in Art. 260ter Ziff. 2 StGB bestehende sogenannte kleine Kronzeugenregelung auf
Mitglieder terroristischer Organisationen im Sinne des Bundesgesetzes über das Verbot
der Gruppierungen „Al-Qaïda“ und „Islamischer Staat“ sowie verwandter
Organisationen auszudehnen. Diese mögliche Massnahme hatte der Bundesrat in seiner
Stellungnahme zur Motion ins Spiel gebracht und ausdrücklich befürwortet, während er
der Einführung einer umfassenden Kronzeugenregelung skeptisch gegenübergestanden
hatte. So beantragte der Bundesrat dem Nationalrat die Kommissionsmotion zur
Annahme, während er und eine Minderheit der RK-NR die Motion Janiak zur Ablehnung
empfahlen. In der Sommersession 2017 lehnte der Nationalrat die Motion Janiak mit 108
zu 72 Stimmen ab und nahm die Motion seiner Rechtskommission stillschweigend an. 29

Den Strafverfolgungsbehörden sollen zur Bekämpfung von terroristischen
Organisationen im Sinne des Bundesgesetzes über das Verbot der Gruppierungen „Al-
Qaïda“ und „Islamischer Staat“ sowie verwandter Organisationen die gleichen Mittel zur
Verfügung gestellt werden wie zur Verfolgung krimineller Organisationen im Sinne von
Art. 260ter StGB. Die dazu notwendige Ausweitung der sogenannten kleinen
Kronzeugenregelung auf terroristische Organisationen fordert eine Motion der RK-NR,
welche damit diese Frage von jener nach der Einführung einer umfassenden
Kronzeugenregelung separiert hat. Nachdem der Nationalrat die Motion im Sommer
2017 angenommen hatte, stimmte ihr im Herbst 2017 auch der Ständerat
stillschweigend zu. 30

MOTION
DATUM: 11.09.2017
KARIN FRICK

Mit der Verabschiedung der Vorlage zur Verstärkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität in der Herbstsession
2020 wurde auch die sogenannte kleine Kronzeugenregelung auf Mitglieder
terroristischer Organisationen ausgeweitet. In der Sommersession 2021 schrieben die
eidgenössischen Räte daher die Motion der RK-NR, die ebendiese Forderung enthielt,
als erfüllt ab. 31

MOTION
DATUM: 10.06.2021
KARIN FRICK

Dringliche Nachbesserungen der
Schweizerischen Strafprozessordnung (Kt.Iv.
15.324)

Strafrecht

Eine Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft, welche dringliche
Nachbesserungen an der Strafprozessordnung forderte, war in der Wintersession 2016
im Ständerat chancenlos. Im Gegensatz zum initiierenden Kanton sahen weder die RK-
SR noch der Ständerat die Dringlichkeit des Anliegens gegeben, weshalb man mit
Anpassungen an der Strafprozessordnung zuwarten wolle, bis die Ergebnisse der
gesamtheitlichen Evaluation ebendieser bekannt sind. 32

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.12.2016
KARIN FRICK

Wie der Ständerat sah auch der Nationalrat in den Anliegen der Standesinitiative Basel-
Landschaft für dringliche Nachbesserungen an der Strafprozessordnung keine grossen
und dringenden Probleme, die gelöst werden müssten, bevor die Ergebnisse der
laufenden Evaluation der Strafprozessordnung bekannt sind. Auf Antrag seiner
Rechtskommission gab in der Wintersession 2017 auch der Nationalrat der Initiative
keine Folge, womit sie erledigt ist. 33

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK
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Beschleunigung der Strafverfahren (Po.
15.3447)

Strafrecht

Als zentrales Problem bei der Kriminalitätsbekämpfung identifizierte die FDP-Fraktion
die lange Dauer der Strafverfahren. Der grosse Zeitabstand zwischen Tat und Strafe
gebe den Tätern ein Gefühl der Straflosigkeit, während die Polizei und die
Staatsanwaltschaft verbittert und frustriert und die Bevölkerung verunsichert
zurückblieben. Mit einem Postulat forderte die FDP daher vom Bundesrat einen
Bericht, der aufzeigen soll, welche Massnahmen die Kantone zur Beschleunigung der
Strafverfahren umgesetzt haben. Hintergrund des Vorstosses war die Stellungnahme
des Bundesrates zum Postulat 12.4076 („Besonderes gerichtliches Verfahren zur
Bekämpfung der Kleinkriminalität“), in der der Bundesrat zu Bedenken gab, dass eine
Verfahrensbeschleunigung nicht durch das Errichten von Schnellgerichten zu erzielen
sei, sondern dass dafür vielmehr die Kantone durch die Organisation ihrer
Strafrechtspflege sowie durch den Gebrauch des Strafbefehlsverfahrens und des
abgekürzten Verfahrens verantwortlich seien. Aus einem interkantonalen Vergleich soll
nun hervorgehen, wie sich der Umfang der Ressourcen für die Strafrechtspflege sowie
die organisatorischen Vorkehrungen entwickelt haben und welche Massnahmen als
„Best Practices“ angesehen werden können. Bundesrätin Sommaruga zeigte sich im
Nationalrat skeptisch, ob es wirklich die Aufgabe des Bundes sei, „pädagogisch auf die
Kantone einzuwirken, indem er sie miteinander vergleicht.“ Dennoch überwies die
grosse Kammer im Mai 2017 das Postulat mit 105 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung. 34

POSTULAT
DATUM: 03.05.2017
KARIN FRICK

Änderung der Strafprozessordnung (BRG
19.048)

Strafrecht

Mit der Überweisung einer Motion der RK-SR (Mo. 14.3383) hatte das Parlament eine
Gesamtüberprüfung und -revision der Strafprozessordnung (StPO) beschlossen. Bis zu
diesem Zeitpunkt war bereits eine grosse Zahl an Vorstössen für Änderungen an der
StPO eingereicht worden, weshalb die eidgenössischen Räte eine Gesamtschau in
Auftrag gegeben hatten, um die Vorstossflut einzudämmen. Daraufhin setzte das
Bundesamt für Justiz eine Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen und Vertretern der Praxis
und der Wissenschaft ein, um die Praxistauglichkeit der Anfang 2011 in Kraft getretenen
Strafprozessordnung zu evaluieren. Diese eruierte jene Regelungen, die in der
Anwendung zu Schwierigkeiten oder ungewollten Ergebnissen führen und skizzierte
mögliche Lösungsvorschläge. Am 1. Dezember 2017 schickte der Bundesrat schliesslich
den Vorentwurf zur Anpassung der Strafprozessordnung in die Vernehmlassung. Zu
den wichtigsten Änderungen zählen die Einschränkung der Teilnahmerechte bei
Einvernahmen von Mitbeschuldigten sowie die Anpassung des Anwendungsbereichs für
das Strafbefehlsverfahren. Ausserdem sollen beim Bundesgericht nur noch Entscheide
kantonaler Obergerichte und keine solchen des Zwangsmassnahmengerichts mehr
angefochten werden können, während neu jedoch auch die Staatsanwaltschaft und
nicht nur die beschuldigte Person Haftentscheide des Zwangsmassnahmengerichts
anfechten können soll. Des Weiteren soll die Staatsanwaltschaft ab einem bestimmten
Strafmass vor Erlass des Strafbefehls zur Einvernahme der beschuldigten Person
verpflichtet werden. Überdies soll die amtliche Verteidigung nicht mehr durch die
Staatsanwaltschaft, die dadurch bisher die Vertretung ihrer Gegenpartei selber
bestimmen konnte, sondern durch eine unabhängige Stelle eingesetzt werden. Ein
weiterer Revisionspunkt ist auch die Lockerung der Voraussetzungen für die Anordnung
einer Untersuchungs- oder Sicherheitshaft wegen Wiederholungsgefahr. Die
Vernehmlassungsfrist läuft bis Mitte März 2018. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2018
KARIN FRICK
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Der Tenor aus der Vernehmlassung zur Revision der Strafprozessordnung war im
Grunde genommen positiv – mit dem Kanton Uri, dem Schweizerischen
Anwaltsverband, dem Schweizerischen Kompetenzzentrum für Strafverteidigung und
den Demokratischen Juristinnen und Juristen der Schweiz lehnten nur vier der 66
Stellungnehmenden das Gesetzgebungsprojekt insgesamt ab. Von einer breiten
Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser ausdrücklich begrüsst wurden
neben der Revision der Teilnahmerechte und des Haftgrunds der Wiederholungsgefahr
auch die Neuerungen im Zusammenhang mit der technischen Aufzeichnung von
Einvernahmen, die Legitimation der Staatsanwaltschaft, Beschwerde gegen
Haftentscheide des Zwangsmassnahmengerichts einzulegen, die mögliche Forderung
eines Kostenvorschusses bei Ehrverletzungsdelikten sowie die Möglichkeit, im
Strafbefehlsverfahren über gewisse Zivilforderungen entscheiden zu können. Der
einzige grosse, aber gleichzeitig äusserst gewichtige Kritikpunkt am Vorentwurf war,
dass der Bundesrat mit seinem Vorhaben übers Ziel hinausschiesse. Indem er nicht nur
die in der Praxis problematischen Bestimmungen ändere, sondern insbesondere auch
neue formelle Vorschriften einführen wolle, die einerseits personellen oder finanziellen
Mehraufwand für die Kantone generierten und andererseits die Verfahren verlängerten
und so letztlich eine wirksame Strafverfolgung behinderten, verfehle er das an sich
wünschenswerte Ziel, die Praxistauglichkeit der StPO zu verbessern. Vor diesem
Hintergrund forderte ein Grossteil der Teilnehmenden, allen voran die Kantone und die
juristischen Expertenorganisationen, eine Beschränkung des Revisionsprojekts auf das
Wesentliche. Konkret standen etwa das Ansinnen, dass die amtliche Verteidigung neu
statt von der Staatsanwaltschaft von einer unabhängigen Stelle ausgewählt werden soll,
die vorgesehene Pflicht zur Einvernahme der beschuldigten Person vor Erlass eines
Strafbefehls oder die zu lasche Einschränkung der Teilnahmerechte, die nach wie vor
über die Mindestvorgaben der EMRK hinausreichen, im Verdacht, die
Organisationsautonomie der Kantone zu beschneiden oder die Verfahren unnötig zu
verlängern, zu verteuern und zu erschweren. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.08.2019
KARIN FRICK

Ende August 2019 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Revision der
Strafprozessordnung. Indem sie die in den vergangenen Jahren zahlreich
vorgeschlagenen, punktuellen Änderungen an der StPO zusammenfasst, soll sie in erster
Linie deren Praxistauglichkeit verbessern. Um der in der Vernehmlassung geäusserten
Kritik Rechnung zu tragen, beschränkte der Bundesrat die Revision nun auf diejenigen
Punkte, die in der Praxis tatsächlich Probleme bereiten, wobei er die Stossrichtung des
Vorentwurfs beibehielt. Die erste wichtige Neuerung betraf die Einschränkung der
Teilnahmerechte: Eine beschuldigte Person soll künftig erst dann an den Einvernahmen
mitbeschuldigter Personen teilnehmen dürfen, wenn sie selbst bereits zum Gegenstand
der Einvernahme ausgesagt hat. Damit soll verhindert werden, dass die nachfolgende
Person ihre Aussagen denen der Vorhergehenden anpassen kann. Zweitens sollen DNA-
Profile nicht mehr nur zur Aufklärung jener Straftaten erstellt und gespeichert werden
dürfen, um derentwillen das Verfahren geführt wird, sondern auch zur Aufklärung
anderer, früherer oder zukünftiger Straftaten. Es müssen jedoch konkrete
Anhaltspunkte für solche Taten vorliegen und die Person muss für mindestens eine
andere Tat verurteilt werden. Im Zuge dessen eröffnete der Bundesrat auch die
Vernehmlassung über eine Anpassung des DNA-Profil-Gesetzes. Drittens sollen die
Verfahrensrechte der Opfer und ihrer Angehörigen verbessert werden. So soll ihnen
neu auch dann unentgeltliche Rechtspflege zustehen, wenn sie ausschliesslich
Strafklage erheben, ohne gleichzeitig Zivilansprüche geltend zu machen, und die
Staatsanwaltschaft soll künftig auch über Zivilforderungen entscheiden können. Die
Rückerstattungspflicht für die unentgeltliche Prozessführung für Opfer und ihre
Angehörige soll entfallen. Viertens wird die Staatsanwaltschaft verpflichtet, die
beschuldigte Person im Strafbefehlsverfahren einzuvernehmen, wenn sie eine
unbedingte Freiheitsstrafe verhängt. Fünftens erhält die Staatsanwaltschaft die
Möglichkeit, Beschwerde gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts über
Untersuchungs- und Sicherheitshaft einzulegen, und sechstens soll Untersuchungs-
und Sicherheitshaft wegen Wiederholungsgefahr neu auch bei Ersttätern angeordnet
werden können. Schliesslich soll ein Entscheid nur noch dann ans Bundesgericht
weitergezogen werden können, wenn bereits eine obere kantonale Instanz darüber
entschieden hat. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.08.2019
KARIN FRICK
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Im Zuge ihrer Beratung der StPO-Revision sprach sich die Mehrheit der RK-NR im
Frühling 2020 für eine Teilung der Vorlage aus. Die Auslagerung der Artikel 364a und
364b StPO in einen separaten Entwurf soll deren baldige Inkraftsetzung ermöglichen,
um eine Gesetzeslücke bei der Sicherheitshaft im Nachverfahren rasch zu schliessen.
Der EGMR hatte im Dezember 2019 die Schweiz verurteilt, weil sie gegen eine Person
eine dreimonatige Sicherheitshaft verhängt hatte, um damit die Zeit bis zur
gerichtlichen Bestätigung der Verlängerung einer stationären Massnahme zu
überbrücken. Dafür habe keine gesetzliche Grundlage bestanden, weshalb die Schweiz
eine Menschenrechtsverletzung begangen habe, so die Feststellung des EGMR. Mit der
Priorisierung der beiden genannten Artikel wollte die Kommission daher verhindern,
dass gefährliche Täterinnen und Täter mangels Rechtsgrundlage in die Freiheit
entlassen werden müssen. Eine Kommissionsminderheit war gegen die Teilung der
Vorlage. Mit 15 zu 6 Stimmen bei 2 Enthaltungen lehnte die Kommission überdies die
Rückweisung der Vorlage an den Bundesrat ab. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.05.2020
KARIN FRICK

In der Sommersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit den aus dem
Hauptteil der StPO-Revision in einen separaten Entwurf ausgegliederten
Bestimmungen in Artikel 364a und 364b zur Sicherheitshaft. Damit sollte eine vom
EGMR gerügte Gesetzeslücke zwischen der ordentlichen Haft und einer allfälligen
Sicherheitshaft geschlossen werden, damit gefährliche Personen zwischen dem Ende
der Freiheitsstrafe und dem Beginn einer anschliessenden stationären Massnahme
nicht in die Freiheit entlassen werden müssen.
Eine Kommissionsminderheit hatte Nichteintreten beantragt, weil sie die Auftrennung
der Vorlage in zwei Teile nicht guthiess und lieber eine integrale Revision der
Strafprozessordnung vorgenommen hätte. Deren Sprecher Christian Lüscher (fdp, GE)
erläuterte jedoch, der Antrag sei noch «ante-Covid19» und habe auf dem Glauben
basiert, die gesamte Revision könne in der Sommersession beraten werden. Weil eine
zeitnahe Behandlung der Gesamtrevision nun nicht mehr möglich sei und die
Minderheit die Bestimmungen im vorliegenden Entwurf ausdrücklich begrüsse, wurde
der Antrag zurückgezogen.
Nach dem Eintreten hatte sich die grosse Kammer mit einem Rückweisungsantrag einer
Minderheit Nidegger (svp, GE) zu befassen, der ausserhalb der SVP-Fraktion jedoch
keine Unterstützung fand. Die Antragsteller wollten den Bundesrat beauftragen, mit
dem ihrer Ansicht nach übermässigen administrativen Aufwand für die Polizei und der
als unzureichend beurteilten Verfahrensrolle der Opfer zwei «ignorierte Kritikpunkte»
in die StPO-Revision aufzunehmen. Diese Punkte könnten in der Detailberatung des
Hauptteils der Vorlage noch diskutiert werden und seien kein Grund, die
Verabschiedung des dringenderen Teils zu verlangsamen, so aber die
Mehrheitsmeinung. Die vorgenommene Priorisierung der beiden Artikel 364a und 364b
sei «wichtig und im Sinne der öffentlichen Sicherheit», bestätigte auch Bundesrätin
Karin Keller-Sutter.
Nachdem die Mitte-Fraktion den einzigen inhaltlichen Minderheitsantrag
zurückgezogen hatte, stimmte der Nationalrat dem unveränderten Entwurf einhellig
zu. 39
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Einstimmig hiess in der Herbstsession 2020 auch der Ständerat die aus der StPO-
Revision ausgegliederten Bestimmungen zur Sicherheitshaft gut. Damit werde eine
Gesetzeslücke geschlossen, die der Schweiz bereits eine Verurteilung durch den EGMR
eingebracht habe, wie Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) dem Ratsplenum
erklärte. Das Problem sei, so Justizministerin Karin Keller-Sutter, dass zwischen dem
Ablauf einer freiheitsentziehenden Massnahme und dem Entscheid über deren
Verlängerung oder Ersatz eine gewisse Zeit verstreichen könne, weil dazu ein Gutachten
eingeholt werden müsse. Wenn von der betroffenen Person eine Gefahr für Dritte
ausgehe, sei es tatsächlich oft nötig, die Person bis zum Entscheid in Gewahrsam zu
behalten, wofür die geltende StPO jedoch keine ausdrückliche gesetzliche Grundlage
biete. Die Kantone hätten den Bund gebeten, diese Lücke möglichst rasch zu
schliessen, weil sie im Nachgang des EGMR-Urteils befürchteten, im schlimmsten Fall
eine gefährliche Person in die Freiheit entlassen zu müssen. In den
Schlussabstimmungen nahmen beide Räte die Änderung einstimmig an. 40
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In der Frühjahrssession 2021 begrüsste Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG) seine
Ratskolleginnen und -kollegen zur «kleinen Monsterdebatte» über die Revision der
Strafprozessordnung. Der Nationalrat nahm sich der punktuellen Anpassung der StPO
zur Verbesserung ihrer Praxistauglichkeit (in Umsetzung der Mo. 14.3383) als Erstrat an.
Er trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Zwei Minderheitsanträge Nidegger (svp,
GE) und Addor (svp, VS) auf Rückweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, noch
verschiedene zusätzliche Punkte in die Revision zu integrieren, fanden ausserhalb der
SVP-Fraktion keine Zustimmung und blieben damit chancenlos.
Erster Kernpunkt der Diskussion war die Einschränkung der Teilnahmerechte der
beschuldigten Person. Die aktuell geltende Regelung wurde in der Debatte immer
wieder als einer der Auslöser für die vorliegende StPO-Revision genannt. Der Bundesrat
hatte im Entwurf vorgesehen, dass die beschuldigte Person von einer Einvernahme
ausgeschlossen werden kann, solange sie sich zum Gegenstand der Einvernahme noch
nicht selber einlässlich geäussert hat. Er wollte damit der Strafverfolgung die
Wahrheitsfindung erleichtern, wie Justizministerin Karin Keller-Sutter erklärte. Indem
Beschuldigte unter bestimmten Voraussetzungen von der Einvernahme anderer
Personen ausgeschlossen werden können, soll verhindert werden, dass sie ihre
Aussagen einander anpassen. Befürworterinnen und Befürworter im Nationalrat
argumentierten überdies, dass Zeuginnen und Zeugen durch die Anwesenheit der
beschuldigten Person – oder letztere durch die Anwesenheit des «Bandenboss[es]»
(Barbara Steinemann, svp, ZH) – eingeschüchtert und unter Druck gesetzt werden
könnten, was die Qualität der Aussagen beeinträchtige. Vertreterinnen und Vertreter
der Gegenseite warnten dagegen vor der Einführung einer «faktische[n]
Mitwirkungspflicht» (Ursula Schneider Schüttel, sp, FR): Die neue Regelung bewirke,
dass die beschuldigte Person sich zur betreffenden Sache im Detail äussern – d.h. auf
ihr Aussageverweigerungsrecht verzichten – müsse, um bei den Beweiserhebungen
dabei sein zu dürfen. Für jemand Unschuldiges sei das besonders schwierig, führte
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) aus, «[d]enn der kann nämlich nichts anderes sagen,
als dass er unschuldig ist». Den Beweiserhebungen nicht beizuwohnen und daher nicht
genau zu wissen, was einem vorgeworfen werde, erschwere indessen die eigene
Verteidigung, so Ursula Schneider Schüttel weiter. Zwar gab auch Bundesrätin Karin
Keller-Sutter den Gegenstimmen recht, dass das Teilnahmerecht der Beschuldigten
«als Ausgleich für die strukturell starke Stellung der Staatsanwaltschaft notwendig» sei,
hielt die vorgeschlagene Einschränkung jedoch für «massvoll und zurückhaltend». Für
ihre Fraktion sei der Artikel allerdings die «Pièce de Résistance» der Vorlage,
bekundete SP-Vertreterin Ursula Schneider Schüttel ebenso wie Christian Lüscher (fdp,
GE), der für die Mehrheit der FDP-Fraktion sprach. Sinngleich erklärte auch Sibel Arslan
(basta, BS), im Falle der Annahme der neuen Einschränkung werde die Grüne Fraktion
«die ganze Vorlage infrage stellen müssen». Mit 103 zu 85 Stimmen bei zwei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer schliesslich ihrer Kommissionsmehrheit, die
beim Status quo bleiben wollte. SP und Grüne setzten sich mit Unterstützung von Teilen
der FDP- und der Mitte-Fraktionen durch.
Erfolgreicher war der Bundesrat mit seinem Ansinnen, die Voraussetzungen für die
Untersuchungs- und Sicherheitshaft bei Wiederholungsgefahr zu lockern, wobei der
Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit folgend eine vom Bundesrat abweichende
Formulierung wählte. Justizministerin Karin Keller-Sutter stellte im Rat jedoch fest,
dass nach Ansicht des Bundesrates kein materieller Unterschied zwischen den beiden
Formulierungen bestehe. Eine weitere Niederlage musste der Bundesrat bei der
vorgesehenen Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft gegen Entscheide
des Zwangsmassnahmengerichts hinnehmen. Er hatte diese in der StPO festschreiben
wollen, um die ohnehin bereits vom Bundesgericht angewandte Praxis gesetzlich zu
verankern. «Es ist unbefriedigend, wenn sich weder die Legitimation noch das
Verfahren aus dem Gesetz ergeben», begründete die Justizministerin diese Neuerung.
Der Nationalrat folgte auch in dieser Frage mit 98 zu 89 Stimmen seiner
Kommissionsmehrheit und strich den betreffenden Absatz aus der Vorlage. Die
geschlossen für die Version des Bundesrates stimmenden Fraktionen der SVP und der
FDP sowie einzelne Stimmen aus der Mitte- und der GLP-Fraktion befürchteten, ohne
Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft könnte «eine zu Unrecht erfolgte
Nichtanordnung von Haft» in gewissen Fällen «eine Fortsetzung der Strafuntersuchung
illusorisch» machen, wie es Christa Markwalder (fdp, BE) formulierte. Die Ratsmehrheit
folgte indessen der Argumentation von Mitte-Vertreter Philipp Matthias Bregy: Wenn
die Staatsanwaltschaft Beschwerde gegen die Nichtanordnung, Nichtverlängerung oder
Aufhebung der Untersuchungshaft einlegen könne, könne die Untersuchungshaft
«durch systematische Beschwerden der Staatsanwaltschaften unnötig verlängert»
werden. Selbst Bundesrätin Karin Keller-Sutter gab zu bedenken, es sei «alles andere als
klar», ob sich die Beschwerdeberechtigung für die Staatsanwaltschaft mit den Vorgaben
der EMRK vereinbaren lasse. Weil die Überführung der bundesgerichtlichen Praxis in
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das Gesetz von einer angenommenen parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH;
Pa.Iv. 12.497) gefordert und in der Vernehmlassung mehrheitlich begrüsst worden sei,
habe sich die Regierung «trotz aller Bedenken und Unsicherheiten» entschieden, die
nun im Nationalrat durchgefallene Regelung in den Entwurf aufzunehmen, so die
Justizministerin.
Weiter sollten DNA-Profile gemäss dem Entwurf des Bundesrates neu auch dann
erstellt werden dürfen, wenn «erhebliche und konkrete Anhaltspunkte» für eine
Verwicklung der beschuldigten Person in bereits begangene oder künftige Delikte
bestimmter Schwere bestünden, und nicht mehr nur zur Aufklärung von Verbrechen,
die Gegenstand des aktuellen Verfahrens sind. Die Kommissionsmehrheit wollte hier
einerseits einen Schritt weiter gehen und schlug vor, dass bei vergangenen Straftaten
eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» bereits genügen sollte; für die Aufklärung
zukünftiger Straftaten lehnte sie andererseits die Erstellung eines DNA-Profils gänzlich
ab. Die Volkskammer folgte diesen beiden Anträgen, wobei die Verschärfung bezüglich
der vergangenen Straftaten gegen den Widerstand des links-grünen Lagers und die
Streichung bezüglich der zukünftigen Straftaten gegen die SVP- und Teile der Mitte-
Fraktion durchgesetzt wurde.
Überdies nahm der Nationalrat mit grosser Mehrheit auch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) an, der darauf zielte, die Möglichkeiten zur verdeckten Ermittlung im Bereich
der Kinderpornografie zu erweitern. Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich
darauf hingewiesen, dass der Antrag in die sorgfältig austarierte Kompetenzaufteilung
zwischen Bund und Kantonen eingreife und deshalb abzulehnen sei. Ebenfalls gegen
den Willen des Bundesrates fügte die grosse Kammer einen neuen Artikel über die
restaurative Gerechtigkeit («justice restaurative», Wiedergutmachungsjustiz) in die
StPO ein. Die Kommission habe sich mit 15 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu diesem
«mutigen Schritt» entschieden, berichtete Kommissionssprecher Beat Flach. Wenn
beide Seiten damit einverstanden sind, soll neu eine Art Mediation zwischen Opfern
und Tätern durchgeführt werden können. Es gehe nicht darum, wie von ablehnenden
Stimmen aus SVP und Mitte kritisiert, die Verfahren zu verlängern oder «dem Straftäter
gegenüber irgendwie Milde walten zu lassen», sondern dem Opfer eine Möglichkeit zu
geben, sich mit dem Geschehenen zu beschäftigen und es aufzuarbeiten. Erfahrungen
aus der Westschweiz und aus Belgien zeigten, dass solche Prozesse das «rein[e]
Aburteilen und Strafen» gut ergänzen und vor allem für die Opfer «eine Hilfe auf dem
weiteren Lebensweg» sein könnten. Bundesrätin Karin Keller-Sutter betonte, dass der
Bundesrat die «justice restaurative» nicht generell ablehne, mahnte den Nationalrat
aber zur Vorsicht, nicht übereilt zu handeln. Sie kritisierte die unpräzise Formulierung,
die sowohl den Anwendungsbereich als auch die Folgen einer allenfalls erfolgreichen
Wiedergutmachung zu stark offen lasse; das sei «unter dem Aspekt der rechtsgleichen
Behandlung heikel». Auch müsste die Frage zuerst mit den Kantonen diskutiert werden,
die die StPO schliesslich anwendeten. Den Einwand, das Konzept sei zu wenig
ausgereift, liess Kommissionssprecher Flach nicht gelten: Der Ständerat könne als
Zweitrat noch «nachjustieren». Mit 122 zu 71 Stimmen sah das auch der Nationalrat so
und hiess den Vorschlag seiner Kommissionsmehrheit gut, wobei sich die SVP-Fraktion
geschlossen und die Mitte-Fraktion mehrheitlich gegen die Einführung der
Wiedergutmachungsjustiz aussprach.
Eine weitere Neuerung, die der Bundesrat nicht durchsetzen konnte, war das Ansinnen,
die Staatsanwaltschaft zu verpflichten, die beschuldigte Person im
Strafbefehlsverfahren zwingend einzuvernehmen, wenn ihr eine unbedingte
Freiheitsstrafe droht. Eine Einvernahme erhöhte die Akzeptanz eines Strafbefehls,
begründete die Justizministerin diesen Schritt. Während eine links-grüne Minderheit
die Einvernahme auch bei hohen Geldstrafen verpflichtend machen wollte, erachtete
die bürgerliche Ratsmehrheit die heutige Regelung als ausreichend und strich den
Artikel gänzlich aus dem Entwurf.
Damit hatte der Nationalrat der Revisionsvorlage einige Zähne gezogen, die
insbesondere den Strafverfolgungsbehörden zugute gekommen wären. Von der
Ratslinken hatte sich der Bundesrat zunächst vorwerfen lassen müssen, einer
«durchaus beeindruckende[n] PR-Offensive» (Min Li Marti, sp, ZH) der
Staatsanwaltschaft erlegen zu sein. Gegen die Vorlage, wie sie nun vom Nationalrat
angepasst worden war, regte sich in der Gesamtabstimmung von linker Seite aber kein
Widerstand mehr. «Den Ton gaben Anwältinnen und Anwälte an», resümierte denn
auch die NZZ die Debatte. Mit dem Ergebnis explizit unzufrieden zeigte sich die SVP-
Fraktion. Die versprochene Verbesserung der Praxistauglichkeit der StPO für die
Strafverfolgungsbehörden sei «heute in diesem Saal nicht passiert», so SVP-Vertreter
Pirmin Schwander (svp, SZ), weil die Ratsmehrheit die zentralen Neuerungen verworfen
habe. Die grosse Kammer verabschiedete den Entwurf schliesslich mit 139 zu 54
Stimmen an den Zweitrat. Stillschweigend schrieb er die Motionen 09.3443, 11.3223,
11.3911, 12.4077 und 14.3383 sowie die Postulate 15.3447 und 15.3502 ab. Die vom
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Bundesrat ebenfalls beantragte Abschreibung des Postulats 18.4063 zur
Wiedergutmachungsjustiz lehnte er jedoch ab. 41

Die Revision der Strafprozessordnung zur Verbesserung ihrer Praxistauglichkeit wurde
in der Wintersession 2021 vom Ständerat als Zweitrat behandelt. Generell brachte die
Kantonskammer die Vorlage nach der «gewissen Kreativität», die der Nationalrat laut
Bundesrätin Karin Keller-Sutter an den Tag gelegt hatte, wieder zurück auf die Linie des
Bundesrates. So strich der Ständerat die von der Schwesterkammer neu eingefügten,
erweiterten Bundeskompetenzen zur Prävention von Pädokriminalität stillschweigend
wieder aus dem Entwurf. «Nicht alles, was wichtig ist, muss auf die Bundesebene
gehievt werden», begründete Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) den
Entscheid, die Zuständigkeit bei den Kantonen zu belassen.
Ausführlich diskutierte die Ständekammer den Vorschlag ihrer Kommissionsmehrheit,
die Anwaltstarife von Pflichtverteidigerinnen und Pflichtverteidigern jenen von
Wahlverteidigerinnen und Wahlverteidigern anzugleichen. Dasselbe Anliegen war im
Nationalrat bereits hochkant gescheitert, von der RK-SR aber dennoch wieder
aufgenommen worden. Aus dem Erstrat hallte auch der Verdacht, die
Rechtsanwältinnen und -anwälte wollten sich damit einfach einen besseren Verdienst
sichern, noch nach. Für eine solche Angleichung – und damit in vielen Kantonen
gegenüber heute massiv höhere Entschädigungen für die amtliche Verteidigung –
spreche die Gefahr einer Zweiklassenjustiz: Wenn amtliche Verteidigerinnen und
Verteidiger aufgrund der tiefen Entschädigung nur einen Minimalaufwand für das
Mandat leisteten, gerate das zum Nachteil der Beschuldigten, die sich keinen privaten
Rechtsanwalt leisten könnten, argumentierte Kommissionssprecher Daniel Jositsch.
Demgegenüber wurden von Justizministerin Karin Keller-Sutter sowie von ablehnenden
Stimmen aus dem Rat die erheblichen Mehrkosten für die Kantone – zu denen sich die
Kantone notabene gar nicht hätten äussern können, weil die Neuerung nicht Teil der
Vernehmlassung gewesen war – ins Feld geführt. Die amtliche Verteidigung werde heute
vom Gemeinwesen entschädigt und sofern die vertretene Person diesen staatlichen
Vorschuss nicht zurückzahlen kann, letztlich aus Steuergeldern bezahlt, erklärte etwa
Werner Salzmann (svp, BE). Mit 24 zu 16 Stimmen folgte der Ständerat zwei
gleichlautenden Einzelanträgen Juillard (cvp, JU) und Salzmann und liess es beim
geltenden Recht bewenden.
Kernpunkt der Debatte war auch in der kleinen Kammer die vom Bundesrat
vorgesehene und vom Nationalrat abgelehnte Einschränkung der Teilnahmerechte. Den
bundesrätlichen Vorschlag bezeichnete auch der ständerätliche Kommissionssprecher
Jositsch als «Fehlkonstruktion». Wenn die beschuldigte Person so lange von einer
Einvernahme ausgeschlossen werden könne, als sie sich selber nicht materiell geäussert
habe, würde damit ein indirekter Zwang auf sie ausgeübt, sich zu äussern, was im
Widerspruch zum Aussageverweigerungsrecht stehe. Nichtsdestotrotz bestehe hier ein
Problem, weil mehrere Beschuldigte ihre Aussagen leicht einander anpassen könnten,
wenn sie immer gleich von Anfang an wüssten, was die Mitbeschuldigten aussagten. Die
Kommission habe deshalb von einer Arbeitsgruppe, in der die Anwaltschaft, die
Staatsanwaltschaft, die Wissenschaft und das Bundesamt für Justiz vertreten waren, ein
neues Konzept ausarbeiten lassen. Dieses sah vor, dass eine beschuldigte Person nur
von der ersten Einvernahme einer mitbeschuldigten Person ausgeschlossen werden
kann, und das nur solange sie selber noch nicht einvernommen worden ist. Im Sinne
eines Kompromisses nahm die Ständekammer diesen Vorschlag mit 27 zu 16 Stimmen
an.
Zurück zur Formulierung des Bundesrates kehrte die Kantonskammer bei den
Voraussetzungen für Untersuchungs- und Sicherheitshaft bei Wiederholungsgefahr,
sodass eine «ernsthafte und unmittelbare Gefahr» statt nur eine «ernsthafte Gefahr»
der Wiederholung verlangt wird. Ebenfalls nahm der Ständerat das Beschwerderecht für
die Staatsanwaltschaft gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts wieder in die
Vorlage auf, das vom Nationalrat gestrichen worden war. Damit werde die heutige
bundesgerichtliche Praxis im Gesetz festgeschrieben, betonte Kommissionssprecher
Jositsch und erklärte, es sei gar nicht klar, was die Streichung für rechtliche Folgen
habe, weil das Bundesgericht solche Beschwerden bereits heute zulasse, ohne dass es
einen entsprechenden Gesetzesartikel gebe.
Auch bei den DNA-Profilen schwenkte die kleine Kammer auf die Linie des Bundesrates
zurück. Damit dürften DNA-Profile, wenn sie zur Aufklärung der Anlasstat für das
gegenwärtige Verfahren nicht notwendig sind, nur erstellt werden, wenn «konkrete
Anhaltspunkte» bestehen, dass die beschuldigte Person noch andere Verbrechen oder
Vergehen verübt haben könnte. Dem Nationalrat hatte hier das Vorliegen einer
«gewissen Wahrscheinlichkeit» genügt. Die Ständekammer entschied sich mit 31 zu 13
Stimmen für die bundesrätliche Version. Darüber hinaus hatte der Bundesrat die
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Erstellung eines DNA-Profils auch ermöglichen wollen, wenn «erhebliche und konkrete
Anhaltspunkte bestehen, dass die Person künftig Delikte von einer gewissen Schwere
begehen könnte», wie die Justizministerin erläuterte. Diese Möglichkeit für DNA-Profile
aufgrund der Annahme künftiger Delikte hatte der Nationalrat gänzlich abgelehnt; der
Ständerat führte sie mit 22 zu 21 Stimmen bei einer Enthaltung wieder ein.
Ebenso wenig begeistern konnte sich die Ständekammer für das vom Erstrat neu in die
StPO eingefügte Konzept der restaurativen Gerechtigkeit («justice restaurative»). Die
Art Mediationsverfahren stelle aus Sicht der Kommission zwar «eine interessante
Ergänzung des Strafverfahrens» dar, der Entwurf des Nationalrats sei aber
unausgegoren, so Daniel Jositsch. Überdies müsste dieses Verfahren von den Kantonen
umgesetzt werden, weshalb diese zuerst konsultiert werden müssten. Die Kommission
erachtete es daher als angebracht, die Bestimmung aus dem Entwurf zu streichen und
in einer separaten Vorlage zu behandeln; zu diesem Zweck habe sie bereits eine
Kommissionsmotion (Mo. 21.4336) eingereicht. Der Ständerat folgte seiner Kommission
in dieser Frage stillschweigend und strich die betreffenden Bestimmungen wieder aus
der Vorlage.
Für das Strafbefehlsverfahren hatte der Bundesrat vorgesehen, dass die beschuldigte
Person von der Staatsanwaltschaft zwingend einvernommen werden muss, wenn ihr
eine unbedingte Freiheitsstrafe droht. Der Nationalrat hatte auf diese
Einvernahmepflicht verzichten wollen, der Ständerat rückte aber auch hier auf die
bundesrätliche Linie zurück und lehnte zwei Einzelanträge für andere Regelungen
deutlich ab. In der Gesamtabstimmung nahm die Kantonskammer den Entwurf mit 29 zu
9 Stimmen bei 3 Enthaltungen an und schrieb die Motionen 09.3443, 11.3223, 11.3911,
12.4077 und 14.3383 stillschweigend ab. Im Gegensatz zum Nationalrat, der «ein grosses
Ohr für die Rechtsanwälte» habe, habe der Ständerat die Interessen der
Strafverfolgungsbehörden wieder stärker in den Entwurf eingebracht, kommentierte
die NZZ. 42

In der Frühjahrssession 2022 begann der Nationalrat mit der Differenzbereinigung bei
der Revision der Strafprozessordnung. Auf die Linie des Ständerats schwenkte er bei
den Voraussetzungen für die Untersuchungs- und Sicherheitshaft ein, wo mehrere
Minderheiten Addor (svp, VS) für weniger strenge Voraussetzungen als vom Ständerat
beschlossen mangels Unterstützung von ausserhalb der SVP-Fraktion chancenlos
blieben. Zudem folgte der Nationalrat mit 104 zu 86 Stimmen einer Minderheit Marti
(sp, ZH) und hiess den Vorschlag von Ständerat und Bundesrat gut, dass bei einem
Strafbefehl, der eine zu verbüssende Freiheitsstrafe nach sich zieht, zwingend eine
Einvernahme erfolgen muss. In dieser Frage setzte sich die links-grüne Ratsseite mit
grossmehrheitlicher Unterstützung aus der Mitte-Fraktion durch. Ebenfalls seiner
Schwesterkammer folgend verzichtete der Nationalrat nunmehr auf das Konzept der
restaurativen Gerechtigkeit, das er als Erstrat in den Entwurf eingefügt hatte und das
vom Ständerat abgelehnt worden war. Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG)
erklärte, nach der Lancierung der Motion 21.4336 habe die Kommission davon
abgesehen, «die Justice restaurative bereits in dieser Phase in die Strafprozessordnung
aufzunehmen». Eine Minderheit Walder (gp, GE) wollte dagegen an den Bestimmungen
festhalten. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommissionsmehrheit mit 110 zu 79
Stimmen, wobei sich das links-grüne Lager ebenso geschlossen für Festhalten wie das
bürgerliche Lager für Streichen aussprach.
In den anderen grossen Diskussionspunkten hielt die Volkskammer indessen an ihren
vorherigen Beschlüssen fest. Die vom Bundesrat beabsichtigte Einschränkung der
Teilnahmerechte von beschuldigten Personen fiel im Nationalrat abermals durch.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass «gerade
diese Frage auch Auslöser für die Teilrevision der Strafprozessordnung» gewesen sei,
weil sich in der juristischen Praxis gewisse «Nebenwirkungen» der geltenden Regelung
– etwa dass mehrere Beschuldigte ihre Aussagen einander anpassen können – gezeigt
hätten. «Nichtstun» sei hier «keine Option», so ihr Appell. Kommissionssprecher Flach
ergänzte, der Ständerat habe mit seiner Neuformulierung «einen Schritt auf die
nationalrätliche Version» zu gemacht. Dennoch habe die Kommission «mit einer sehr
deutlichen Mehrheit» befunden, dass eine Einschränkung der Teilnahmerechte das
derzeit «ausgewogen[e] System» aus dem Lot bringe, das sicherstelle, dass «zwischen
Staatsanwaltschaft, Beschuldigten, ihren Verteidigern und letztlich dem Gericht, das
urteilen soll, mit gleich langen Spiessen gekämpft wird». Die Minderheit Geissbühler
(svp, BE), die dem Ständerat folgen wollte, konnte nur einen Grossteil der SVP- und
FDP-Fraktionen sowie einzelne Mitte-Stimmen überzeugen und unterlag mit 70 zu 116
Stimmen bei 2 Enthaltungen dem Antrag der Kommissionsmehrheit, die
Teilnahmerechte unverändert zu lassen.
Auch bei der im Ständerat gutgeheissenen Beschwerdemöglichkeit für die
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Staatsanwaltschaft gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts hielt der
Nationalrat an seinem Entscheid fest, diese zu streichen. Mit 100 zu 86 Stimmen bei
einer Enthaltung setzte sich das links-grüne Lager mit mehrheitlicher Unterstützung aus
der Mitte-Fraktion durch und gab dem Antrag der Kommissionsmehrheit statt. Eine
Minderheit Lüscher (fdp, GE) hatte sich dem Ständerat anschliessen und die
Beschwerdemöglichkeit wie vom Bundesrat vorgesehen in die StPO aufnehmen wollen.
Kommissionsberichterstatter Flach begründete die Position der Kommissionsmehrheit
auch hier mit «massiv ungleich lange[n] Spiesse[n]», die eine solche
Beschwerdemöglichkeit zugunsten der Staatsanwaltschaft bedeuten würde.
Justizministerin Keller-Sutter hatte dem Rat empfohlen, der Minderheit zu folgen, sich
aber schwergetan mit dieser Empfehlung, da mit der Beschwerdemöglichkeit einerseits
die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts niedergeschrieben würde,
andererseits aber «gewisse Zweifel» bestünden, ob so ein Beschwerdeverfahren EMRK-
konform wäre.
Bezüglich der DNA-Profile wiederholte die grosse Kammer mit knappen Mehrheiten
ihre beiden Entscheide, die sie schon als Erstrat gefällt hatte: Von beschuldigten
Personen soll ein DNA-Profil erstellt werden dürfen, wenn «eine gewisse
Wahrscheinlichkeit» besteht, dass die beschuldigte Person weitere Verbrechen oder
Vergehen begangen haben könnte. Bundesrat, Ständerat und eine Minderheit Marti
wollten dafür «konkrete Anhaltspunkte» verlangen. Der Antrag der
Kommissionsmehrheit für die weniger hohe Hürde wurde vom rechtsbürgerlichen Block
aus SVP-, FDP- und dem Grossteil der Mitte-Fraktion unterstützt und mit 99 zu 83
Stimmen bei einer Enthaltung angenommen. Bei bereits verurteilten Personen hatte der
Bundesrat im Entwurf die Möglichkeit zur Erstellung eines DNA-Profils vorgesehen,
«wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, die verurteilte Person
könnte weitere Verbrechen oder Vergehen begehen». Eine Minderheit Geissbühler
beantragte, dem Ständerat zu folgen und diesen Artikel so in die StPO aufzunehmen,
während die Kommissionsmehrheit für Streichen plädierte. Äusserst knapp mit 89 zu 88
Stimmen bei 11 Enthaltungen setzte sich der Streichungsantrag durch. Das Zünglein an
der Waage spielte die FDP-Fraktion, die sich zu rund je einem Drittel enthalten, dafür
und dagegen ausgesprochen hatte.
Die Volkskammer zeigte sich auch bei weiteren, kleineren Differenzen nicht in
Kompromisslaune und erhielt viele davon aufrecht. So blieb sie dabei, dass Opfern, die
nicht am Strafverfahren teilnehmen, der Entscheid automatisch zugestellt werden soll,
ausser sie verzichten ausdrücklich darauf. Ebenfalls behielt der Nationalrat die von ihm
eingeführten und vom Ständerat gestrichenen, verschiedenen Behandlungsfristen im
Gesetz. Er hielt auch daran fest, dass die Strafbehörde ihre Forderungen aus
Verfahrenskosten nicht nur mit Entschädigungen, sondern auch mit Genugtuungen, die
an die zahlungspflichtige Partei zu entrichten sind, direkt verrechnen darf. 43

In der Sommersession 2022 brachten die eidgenössischen Räte die Revision der
Strafprozessordnung zum Abschluss. In der Differenzbereinigung verhärteten sich die
Fronten in den zentralen Diskussionspunkten zunächst, sodass Bundesrätin Karin
Keller-Sutter bereits mit einer Einigungskonferenz rechnete. Der Ständerat kam dem
Nationalrat zuerst nur bei Fristen für die Beschwerdeinstanz und das Berufungsgericht
entgegen, die der Nationalrat zwecks Beschleunigung der Verfahren neu in die StPO
aufgenommen hatte. Gemäss Berichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) hielt die RK-SR
diese zwar für wenig zweckmässig, aber tolerierbar, weil die Fristen mangels rechtlicher
Konsequenzen bei Nichteinhaltung «lediglich als Richtgrösse im Sinne einer
Konkretisierung des Beschleunigungsgebots» zu verstehen seien. Der Nationalrat
beugte sich seinerseits in einigen Punkten der Argumentation des Schwesterrats und
verzichtete auf zwei von ihm eingefügte, aber vom Ständerat abgelehnte
Bestimmungen: Erstens strich er die Regelung zur präventiven verdeckten Ermittlung
bei Sexualdelikten wieder aus dem Gesetz, weil dies Sache des kantonalen Polizeirechts
sei. Zweitens soll eine Genugtuung nun doch nicht mit Geldforderungen des Staates aus
dem Verfahren verrechnet werden können; werde der Betrag nicht ausbezahlt, verpuffe
der Ausgleichseffekt für die unrechtmässig erlittene Rechtsverletzung. Weiter räumte
die grosse Kammer die beiden Differenzen zu den DNA-Profilen aus, sodass dafür nun
die vom Bundesrat vorgesehenen Regeln umgesetzt werden: Von einer beschuldigten
Person darf während des Strafverfahrens ein DNA-Profil erstellt werden, wenn konkrete
Anhaltspunkte bestehen, dass sie weitere Delikte begangen haben könnte. Die SVP-
Minderheit, die dafür nur eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» voraussetzen wollte, blieb
letztlich chancenlos. Zudem darf von einer verurteilten Person am Ende des
Strafverfahrens ein DNA-Profil erstellt werden, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte
anzunehmen ist, dass sie weitere Delikte begehen könnte. Hier unterlag die links-grüne
Minderheit mit ihrem Streichungsantrag ebenso deutlich.
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Bei der Einschränkung der Teilnahmerechte verharrten indessen beide Räte auf ihrer
Position. Während sich der Ständerat mit 32 zu 11 Stimmen dafür aussprach, dass eine
beschuldigte Person von der ersten Einvernahme einer mitbeschuldigten Person
ausgeschlossen werden kann, solange sie selber noch nicht einvernommen worden ist,
lehnte der Nationalrat diese Einschränkung mit 137 zu 50 Stimmen (1 Enthaltung) ebenso
klar ab. Als Berichterstatter der RK-NR fasste Beat Flach (glp, AG) zusammen: «Für die
eine Seite ist es der Hauptinhalt und das wichtigste Element dieser Revision, und für
die andere Seite [...] ist das, was vorgeschlagen wird, ein No-Go.» Die ablehnende Seite
argumentierte, dieser Eingriff in die Rechte der Beschuldigten bringe das sorgfältig
austarierte Kräfteverhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Verteidigung aus dem Lot
und sei darum inakzeptabel. Die Befürworterinnen und Befürworter der Änderung
betonten hingegen, dass es sich um einen «moderaten Eingriff» (Karin Keller-Sutter)
handle und dass dies der Hauptauslöser für die ganze Revision gewesen sei, weil hier
von den Staatsanwaltschaften konkrete Probleme in der Praxis festgestellt worden
seien.
Ebenso unversöhnlich standen sich die beiden Kammern beim Beschwerderecht der
Staatsanwaltschaft gegen Haftentscheide gegenüber. Der Ständerat entschied mit 25
zu 19 Stimmen, an der bundesrätlichen Version festzuhalten, die ein solches
Beschwerderecht explizit vorsieht. Damit werde nichts Neues eingeführt, sondern die
bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts kodifiziert; es sei allemal besser, wenn
der Gesetzgeber die Grundsätze des Verfahrens in der StPO festschreibe, als dass das
Bundesgericht sich wie bisher das Recht nehme, selber zu entscheiden, erklärte der
erfolgreiche Antragsteller Daniel Fässler (mitte, AI). Der Nationalrat beschloss
demgegenüber mit 109 zu 79 Stimmen, eine solche Beschwerdemöglichkeit für die
Staatsanwaltschaft ausdrücklich auszuschliessen, weil die EMRK-Konformität einer
solchen Regel mindestens zweifelhaft sei. Es sei problematisch, wenn eine nach
Gerichtsentscheid freizulassende Person noch länger in Haft behalten werde, bis die
Beschwerde erledigt sei, so die Bedenken. Selbst der Bundesrat war sich in dieser
Sache nicht sicher, sagte Justizministerin Keller-Sutter doch, der Bundesrat habe
versucht, «das Risiko einer EMRK-Widrigkeit zu reduzieren, indem er für das Verfahren
möglichst kurze Fristen festgelegt» habe.
Resigniert stellte der ständerätliche Kommissionssprecher Jositsch am Ende der
zweiten Runde der Differenzbereinigung fest, dass man in diesen beiden letzten Fragen
keine Lösung gefunden habe. Bei der Beschwerdelegitimation der Staatsanwaltschaft
gebe es mit der EMRK-Konformität «tatsächlich einen Punkt, der für die Fassung des
Nationalrates spricht», weshalb die Kommission die Zustimmung zum Beschluss der
Schwesterkammer beantragte. Dasselbe beantragte die RK-SR auch bei den
Teilnahmerechten. Die Fassung des Ständerates sei im Nationalrat nicht mehrheitsfähig
und eine zweckmässige Kompromisslösung nicht in Sicht, weshalb man im Zweifelsfall
eben beim geltenden Recht bleiben wolle, so Jositsch. «Das heisst, dass wir mit dieser
Revision das ursprüngliche Hauptproblem vielleicht nicht haben lösen können, aber wir
haben doch einiges gemacht, um diese Strafprozessordnung besser zu machen»,
resümierte er. Obwohl die Kommission damit in beiden Punkten die bundesrätliche
Lösung fallen liess, beantragte Karin Keller-Sutter keine Abstimmung. So räumte die
Ständekammer die beiden letzten Differenzen stillschweigend aus. In den
Schlussabstimmungen nahm der Ständerat die Vorlage mit 38 zu 6 Stimmen bei einer
Enthaltung an. Der Nationalrat stimmte ihr mit 147 zu 48 Stimmen bei 2 Enthaltungen
zu. Unzufrieden zeigten sich in beiden Räten grosse Teile der SVP-Fraktion, die die
fehlende Einschränkung der Teilnahmerechte bedauerten. Dadurch werde «die
Erforschung der materiellen Wahrheit eminent erschwert», was zu einer «massiven
Bevorteilung der Täter» führe und damit indirekt die Stellung des Opfers erheblich
schwäche, hatte Nationalrätin Andrea Geissbühler (svp, BE) während der Debatte im
Namen ihrer Fraktion erklärt. 44

Die Referendumsfrist für den Bundesbeschluss zur Revision der Strafprozessordnung
lief am 6. Oktober 2022 ungenutzt ab. Die Änderungen im Strafrecht wurden somit auf
den 1. Januar 2024 in Kraft gesetzt. 45
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Wiedergutmachungsjustiz in unsere
Rechtsordnung integrieren (Po. 18.4063)

Strafrecht

Mit der stillschweigenden Überweisung eines Postulats Mazzone (gp, GE) in der
Sommersession 2019 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat zu prüfen, wie
Instrumente der Wiedergutmachungsjustiz in die schweizerische Rechtsordnung
integriert werden könnten. Die Wiedergutmachungsjustiz fördere im Nachgang einer
Straftat die gemeinsame Lösungssuche aller beteiligten Personen und sei somit eine
«sehr interessante Ergänzung zur üblichen Strafjustiz», begründete die Postulantin ihr
Anliegen. Zu den vielfältigen Vorteilen der Wiedergutmachungsjustiz zählten ein
ausgeprägteres Gerechtigkeits- und Sicherheitsgefühl für das Opfer einer Straftat sowie
eine geringere Rückfallgefahr auf der Täterseite. 46

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
KARIN FRICK

Justice restaurative (Mo. 21.4336)

Strafrecht

Nachdem der Nationalrat im März 2021 als Erstrat im Zuge der StPO-Revision das
Konzept der «justice restaurative» in die Strafprozessordnung aufgenommen hatte,
sprach sich die RK-SR im Oktober gegen die Einführung der sogenannten
Wiedergutmachungsjustiz im Strafverfahren aus. Sie verschloss sich der Idee der
«justice restaurative» nicht grundsätzlich, war aber der Ansicht, dass einer so
tiefgreifenden Änderung umfangreichere Abklärungen und eine Vernehmlassung
vorausgehen müssten. Sie entschied sich daher einstimmig, eine Motion einzureichen,
mit dem Auftrag, die «justice restaurative» in die Strafprozessordnung zu integrieren.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter erklärte sich mit dem Anliegen, eine Konsultation über
die Frage der Wiedergutmachungsjustiz durchzuführen, einverstanden, erachtete die
Motion jedoch als den falschen Weg. Der Bundesrat wolle zuerst die Abklärungen im
Rahmen des überwiesenen Postulats Mazzone (Po. 18.4063) zu Ende bringen, bevor er
einen definitiven Auftrag zur Einführung der «justice restaurative» für angebracht
halte, begründete sie den Antrag auf Ablehnung der Motion. Der Ständerat stimmte dem
Vorstoss seiner Rechtskommission in der Wintersession 2021 dennoch mit 27 zu 13
Stimmen bei einer Enthaltung zu. 47
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Nachdem sich der Nationalrat schon bei der Revision der Strafprozessordnung
vergeblich dafür eingesetzt hatte, die Justice restaurative in den schweizerischen
Strafprozess zu integrieren, hiess er die Motion der RK-SR, die ebendies forderte,
wenig überraschend gut. Als Zweitrat überwies er den Vorstoss in der Frühjahrssession
2022 mit 120 zu 52 Stimmen an den Bundesrat. Im Gegensatz zur StPO-Debatte, wo sie
sich mehrheitlich skeptisch gezeigt hatte, stimmte hier auch die Mitte-Fraktion
geschlossen zu. Dagegen votierten die geschlossene SVP-Fraktion und die Waadtländer
FDP-Vertreterin Jacqueline de Quattro (fdp, VD). 48
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